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NN
euköllns Bürgermeister Martin 
Hikel (SPD) hat gelernt, dass er 
viel Beifall bekommt, wenn er 
muslimische Mitbürger:innen 
für die Probleme in Neukölln 

verantwortlich macht. Das Bezirksamt hat 
ein Projekt gegen »konfrontative Religions-
bekundung« an Neuköllner Schulen gestartet. 
Eine erste »Bestandsaufnahme« hat viel Kri-
tik geerntet. Während die Springer-Presse 
das Projekt feiert, sprechen ihr über 120 Wis-
senschaftler:innen, Verbände und Gewerk-
schaften die Wissenschaftlichkeit ab. Der 

Vorwurf: Die Untersuchung lege den Fokus 
einseitig auf muslimische Schüler:innen, oh-
ne sie selbst zu Wort kommen zu lassen. Statt 
tatsächlich bestehende Probleme wie Armut 
oder schlechte Ausstattung der Schulen in 
den Blick zu nehmen, würde Stigmatisierung 
betrieben. Der Verdacht einer politischen 
Motivation dränge sich auf, da die Autor:in-
nen für das Kopftuchverbot für Lehrerinnen 
im Berliner »Neutralitätsge-
setz« werben. 

(→ Vollständige Stellung- 
nahme hier lesen)

NN
ach langem Hin und Her entsteh-
ten endlich Fahrradstreifen auf 
der Hermannstraße. Erste Ab-
schnitte zwischen Glasower und 
Leinestraße wurden bereits fer-

tiggestellt. Der Bezirk reagiert damit auf den 
Druck von Initiativen wie »Hermannstraße 
für alle!« und »Netzwerk fahrradfreundliches 
Neukölln«, die schon seit mehreren Jahren si-
chere Radwege entlang der gefährlichen 
Hauptverkehrsstraße fordern. Allerdings 
fehlen noch die versprochenen Poller, mit de-
nen die Radwege von der Straße abgetrennt 
werden sollen. Der Bezirk macht Liefer-
schwierigkeiten verantwortlich. Ende ver-
gangenen Jahres hat der Berliner Senat einen 
neuen Radverkehrsplan vorgelegt. Demnach 
soll in den kommenden Jahren ein 3.000 Ki-
lometer langes Fahrradnetz entstehen.  
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m 27. November demonstrierten 
5.000 Menschen vom Hermann-
platz durch Kreuzberg gegen das 
Verbot der kurdischen Arbeiter-
partei PKK. Obwohl die Polizei 

Ausschreitungen provozierte, blieb der Pro-
test weitgehend friedlich. Auch DIE LINKE 
unterstützte die Demonstration. In Deutsch-
land wurde die Partei 1993 verboten. Voraus-
gegangen war eine jahrelange Hetzkampag-
ne der Springerpresse gegen die 
»Terrorkurden«. Betroffen sind längst nicht 
nur die Mitglieder der PKK, sondern alle 
Kurd:innen, die sich gegen die Unterdrü-
ckung durch den türkischen Staat und seine 
Verbündeten wehren. Schon das Engagement 
in einer kurdischen Gemeinde reicht aus, um 
in Deutschland ins Visier von Polizei und Be-
hörden zu gelangen.

Tausende demonstrieren
gegen das PKK-Verbot Bi
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Bild: Mehr Demokratie / flickr.com
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Neue Fahrradstreifen 
auf der Hermannstraße

»Forschungsprojekt«
unter Rassismusverdacht Bild: SPD Neukölln

Abschaffung des Vorkaufs-
rechts trifft Neukölln hart

WW
enn Häuser verkauft 
wurden, konnten die Be-
zirke bisher Auflagen 
verhängen, um allzu 
schlimme Auswirkungen 

für die Mieter:innen abzuwenden. Ver-
weigerten die Käufer:innen diesen Auf-
lagen die Zustimmung, konnte der Bezirk 
stattdessen selbst die Häuser kaufen. 
Das Bundesverfassungsgericht hat diese 
Praxis des Vorkaufsrechts nun für unzu-
lässig erklärt. 27 Mal hatte Neukölln da-
von in den vergangenen Jahren Gebrauch 
gemacht - meist in Zusammenarbeit und 
auf Druck von Mieterinitiativen. Einige 
dieser Vorkäufe werden jetzt rückgängig 
gemacht. Der Bezirk hat nun kaum noch 
Möglichkeiten, sich gegen die Spekula-
tion mit Wohnraum zu wehren.
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Bild: SPD Neukölln

neukölln�sch

DD
anke Kaiser Wilhelm!« Das twit-
terten am 27. Januar nicht etwa 
konservative Monarchisten, son-
dern das sozialdemokratisch ge-
führte Neuköllner Bezirksamt. 110 

Jahre zuvor hatte der glühende Militarist und 
Mitverursacher des 1. Weltkriegs die Umben-
nenung der Stadt Rixdorf in Neukölln geneh-
migt. Ironie der Geschichte: Die Änderung   
des Namens fand seinerzeit gegen den Wi-
derstand der SPD statt. Denn damit sollte der 
proletarische und rebellische Ruf Rixdorfs 
korrigiert werden, um zahlungskräftige bür-
gerliche Bewohner:innen in die neu gebauten 
Stadtquartiere zu locken. Heute ist es die 
SPD, die Besserverdienende und Spekulanten 
hofiert und Neukölln gentrifizieren will. Wil-
helm II. würde gefallen, wie weit die Partei 
sich von ihren Wurzeln entfernt hat .  

DD
as Nachbarschaftshaus in der 
Karlsgartenstraße 6 ist bedroht. 
Der Bezirk hat beschlossen, dem 
Bedarf der benachbarten Volks-
hochschule  nach zusätzlichen 

Räumen den Vorzug geben. Zahlreiche Kiez-
Initiativen bangen nun um ihre Existenz, da-
runter die Schillerwerkstatt, die Taschen-
geldfirma und die Stadtteilmütter. Wichtige 
soziale Arbeit in dem von Armut geprägten 
Kiez rund um den U-Bahnhof Boddinstraße 
steht damit auf dem Spiel. Die zuständige 
Bildungsstadträtin Karin Korte (SPD) spielt 
mit Verweis auf die Mittelknappheit in ihrem 
Ressort die sozialen Initiativen, die Volks-
hochschule und die Schulen 
gegeneinander aus.

(→ Petition für den Erhalt
des Nachbarschaftshauses)

	ʞ »Nein zur Pandemiepolitik der Regierung! Nein zu den Querdenkern!« Seit geraumer Zeit »spazieren« Montags auch in Neu-
kölln  regelmäßig so genannte »Querdenker«. Gemeinsam mit anderen Antifaschist:innen stellt sich DIE LINKE ihnen entgegen. 
Nicht, weil wir die Corona-Politik der Regierung unterstützen - ganz im Gegenteil. Während die Reichen immer reicher werden, 
werden wir mit den Belastungen und Gefahren alleine gelassen. Aber auch bei allem Ärger gilt: Mit Nazis spaziert man nicht! DIE 
LINKE. Neukölln wird sich den Rechten weiter entgegenstellen. Montags, 17:30 Uhr am Rathaus Neukölln.      Bild: DIE LINKE. Neukölln
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Bezirksamt bedankt 
sich bei Wilhelm II.

Untersuchungsausschuss 
zum »Neukölln-Komplex« 
wird eingesetzt

DD
ie neue R2G-Koalition hat ver-
sprochen, innerhalb von 100 
Tagen einen parlamentari-
schen Untersuchungsaus-
schuss zum »Neukölln-Kom-

plex« einzusetzen. Bei Recherchen über 
die langjährige Serie rechter Anschläge 
auf Antifaschist:innen, Gewerkschaf-
ter:innen, Politiker:innen und Menschen 
mit Migrationsgeschichte kamen beun-
ruhigende Verstrickungen zwischen 
Neonazi-Szene und Berliner Sicherheits- 
und Justizbehörden ans Tageslicht. Be-
troffene und antifaschistische Initiativen 
fordern seit Jahren die Einrichtung eines 
Untersuchungsausschusses, um die rech-
ten Netzwerke aufzuklären und zu zer-
schlagen. Jetzt wollen sie selbst in die 
Arbeit des Ausschusses eingebunden 
werden. In der Vergangenheit hatten sie 
bei ihren Recherchen Skandale aufge-
deckt, wie zum Beispiel die Weitergabe 
von Dienstgeheimnissen durch einen 
Polizisten an die Neuköllner AfD.  
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Starke Linksfraktion mischt 
Neuköllner Bezirkspolitik auf

Volksentscheid ernst nehmen!
Die Linksfraktion hat beantragt, dass die 

BVV sich zum Volksentscheid »Deutsche 
Wohnen und Co enteignen!« bekennt. Über 
60 Prozent der Neuköllner:innen hatten zu-
gestimmt. Das Bekenntnis scheiterte auch an 
SPD und Grünen.

Mindestlohn für Reinigungskräfte
Der Vergabemindestlohn des Landes 

Berlin beträgt 12,50 Euro pro Stunde. Den-
noch erhalten die meisten Reinigungskräf-
te in Neuköllner Schulen nur 11,11 Euro. DIE 
LINKE fordert, diese Lücke schnellstmöglich 
zu schließen und den Beschäftigten 1,39 Eu-
ro mehr zukommen zu lassen. Bürgermeis-
ter Hikel (SPD) will dagegen nicht »grundlos 
mehr Mittel verausgaben«. Wir bleiben dran!

Aus dem 
Neuköllner Rathaus

Bei den Wahlen im September 2021 konnte die Neuköllner 
LINKE ihr Ergebnis deutlich steigern: Dank 15,0 Prozent der 
Stimmen (+2,8) ist die Linksfraktion in der Bezirksverordne-
tenversammlung (BVV) auf neun Verordnete gewachsen und 
damit nur knapp hinter CDU und Grünen. Zum ersten Mal 
steht der LINKEN das Vorschlagsrecht für eine Stadträtin zu.

	❚ Wo im Kiez verbringst du am liebsten 
deine Zeit?  Ich bin zwischen Tempelhofer 
Feld und Kanal zuhause. Besonders als ich in 
der Elternzeit viel mit dem Kinderwagen un-
terwegs war, bin ich noch mehr ins Gespräch 
gekommen. Auch Gropiusstadt mag ich sehr.

	❚ Zwei Vorbilder:  Rosa Luxemburg und 
meine Mutter.

	❚ Was willst du als Stadträtin erreichen?  
Ich will einen Beitrag dazu leisten, dass Neu-
kölln auch für arme und »normale« Men-
schen lebenswert ist. Dazu gehört zum Bei-

spiel, dass es ausreichend Straßenreinigung 
gibt und man den Sperrmüll unkompliziert 
abholen lassen kann. Fußgänger:innen und 
Radfahrer:innen sollten keine gefährlichen 
Hindernisse im Weg stehen. Es muss einen 

respektvollen Umgang mit allen Gewerbe-
treibenden geben. Von »Law-and-Order-
Politik« halte ich nichts. Das lenkt nur von 
Problemen ab, ohne sie zu lösen. Die größte 
Herausforderung besteht darin, dass die Be-
zirke durch die Kürzungspolitik der letzten 
Jahrzehnte kaputtgespart wurden.

	❚ 3 Themen, die dir wichtig sind:  Ich will, 
dass alle ein Recht auf Stadt haben, nicht nur 
die, die es sich leisten können. Dazu gehören 
bezahlbare Wohnungen und keine Angst ha-
ben zu müssen, von Investoren verdrängt zu 
werden. Dass man sich um die Ecke noch ei-
nen Kaffee leisten kann. Und auch, nicht auf-
grund von äußeren Merkmalen von der Poli-
zei kontrolliert zu werden.

	ʞ Das Tragen der Westen mit dem Lo-
go von »Deutsche Wohnen und Co 
Enteignen!« wurde der LINKEN in der 
Neuköllner BVV verboten. Der neu-
en Fraktion gehören an: Ahmed Abed 
(Vorsitzender), Carla Assmann (Vor-
sitzende), Maya Eckes, Philipp Deh-
ne, Susanka Sambefski, Georg  Frankl, 
Danny Butter, Ludwig Lindner, Antigo-
ni Ntonti.      Bild: Linksfraktion Neukölln

Nein zur Islamfeindlichkeit
Bürgermeister Hikel (SPD) leistet mit 

dem Projekt »Anlauf- und Dokumentations-
stelle konfrontative Religionsbekundung« der 
Stigmatisierung des Islam als aggressiv und 
problematisch Vorschub  (Siehe Seite 2). DIE 
LINKE lehnt das Projekt ab und fordert, die-
se Gelder in bessere Schulszozialarbeit und 
mehr Personal zu stecken.

Corona-Management
Die Linksfraktion kritisiert das totale 

Versagen des Staates in der Pandemie. Das 
PCR-Testsystem ist zusammengebrochen, 
Familien werden in unzumutbaren Problem-
lagen alleine gelassen. Nur die Reichen wer-
den reicher. Es braucht dringend mehr Geld 
für das öffentliche Gesundheitssystem.

Kurz vorgestellt 

Sarah Nagel ist Neuköllns
erste LINKE Stadträtin

	ʬ Die 36-jährige Politologin wohnt mit 
ihrer Familie in Nord-Neukölln.   
Bild: DIE LINKE. Neukölln
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die großen Probleme des Landes und der 
Welt zu lösen. Das gilt für die Klimakrise, für 
die wachsende Ungleichheit bei Vermögen 
und Einkommen, für die Zukunft des Sozi-
alstaats ebenso wie für die Bekämpfung der 
Pandemie. Die große Aufgabe für DIE LIN-
KE bleibt es, eine attraktive Alternative zum 
Kapitalismus zu entwickeln, Menschen zu 
begeistern und zu organisieren. Das gelingt, 
wenn wir gemeinsam für Verbesserungen 
kämpfen - im Kleinen und im Großen.

	❚ Vor welchen Aufgaben steht DIE LIN-
KE. Neukölln im Jahr 2022?
Neben den bereits genannten Themen 

wird selbstverständlich weiterhin ein 
Schwerpunkt im Kampf gegen Rassismus 
und Neo-Nazis in unserem Bezirk liegen. Das 
Rückgrat für die Schlagkraft unserer politi-
schen Vorstöße bilden dabei die Mitglieder 
unseres Bezirksverbands und unsere Basis-
organisationen. Ihre Vitalität aufrechtzuer-
halten und auszubauen, ist eine der wichtigs-
ten Aufgaben dieses Jahres, denn davon 
hängt unsere Durchsetzungsstärke ab.  In 
diesem Sinne lade ich alle Neuköllnerinnen 
und Neuköllner ein, sich uns anzuschließen 
und DIE LINKE zu stärken!

Interview: Georg Frankl

neukölln�sch

	❚ Ruben, wie bewertest du die Arbeit 
der LINKEN im vergangenen Jahr?
Auf Bezirksebene sehr positiv. Wir konn-

ten in Neukölln einen wichtigen Beitrag 
zum Erfolg des Volksentscheids »Deutsche 
Wohnen & Co enteignen!« leisten. In einem 
schwierigen Wahlkampf haben wir insbe-
sondere bei der BVV-Wahl deutliche Gewin-
ne erzielt und unsere Fraktion im Rathaus 
gestärkt. Zum ersten Mal stellt DIE LINKE 
hier eine Stadträtin. Im Kampf um Direkt-
mandate haben wir in Nord-Neukölln spek-
takuläre Achtungserfolge erzielt. Aber das 
wichtigste: Wir konnten mehr als 140 Neu-
eintritte innerhalb eines Jahres verzeichnen. 
Alle unsere Basisorganisationen sind ge-
wachsen und stärker geworden.

	❚ Die Mitgliederversammlung der Neu-
köllner LINKEN hatte sich deutlich 
gegen den Eintritt in den rot-grün-ro-
ten Senatausgesprochen… 
Der Koalitionsvertrag setzt aus unse-

rer Sicht an wichtigen Punkten falsche Wei-
chenstellungen, etwa bei der Umsetzung des 
Volksentscheids »Deutsche Wohnen & Co 
enteignen!«, bei der S-Bahn-Ausschreibung 
oder beim Karstadt-Neubau am Hermann-
platz. Bedauerlicherweise hat sich die Mehr-
heit im Landesverband anders entschieden. 
Dieses Ergebnis respektieren wir. Wir wer-
den die fortschrittlichen Initiativen der neu-

en Landesregierung unterstützen und dort 
Widerstand organisieren, wo Politik für Rei-
che und Investor:innen gemacht wird. Dabei 
können wir auf die Kooperation mit starken 
Bewegungen und Initiativen setzen, deren 
Vertrauen wir in jahrelanger Zusammenar-
beit gewinnen konnten.

	❚ DIE LINKE wäre fast aus dem Bun-
destag geflogen. Was wäre nötig für 
einen bundesweiten Aufbruch?
Eine gemeinsame Strategie, getragen von 

Parteivorstand, Mitgliedschaft und Bundes-
tagsfraktion, ist nicht erkennbar – viel zu oft 
ist das Gegenteil der Fall. Dabei braucht es 
dringend eine starke linke Opposition auf 
Bundesebene. Die Bundesregierung aus SPD, 
Grünen und FDP versucht sich an einer Mo-
dernisierung des Kapitalismus, ist aber nicht 
bereit, sich mit dem Kapital anzulegen. Ihre 
Initiativen sind deshalb nicht geeignet, um 

Interview

»Für Verbesserungen kämpfen 
- im Kleinen und im Großen«

»Wir werden Wider-
stand organisieren, 
wo Politik für Reiche 
und Investor:innen 
gemacht wird. « 

	ʣ Ruben Lehnert (43) ist seit 2020 
Sprecher des Bezirksverbands der 
LINKEN in Neukölln.  
Bild: Neuköllnisch

Hinter der Neuköllner LINKEN liegt ein ereignisreiches Jahr. 
neukölln�sch hat mit Ruben Lehnert, dem Sprecher des Bezirksver-
bandes, über seine Bilanz und die anstehenden Aufgaben in 2022 
gesprochen.

Mach mit!

←  Code scannen, 
Formular ausfüllen

Setz dich mit der LINKEN Neukölln ein 
für eine soziale Gesellschaft und eine 
lebenswerte Zukunft.

Gemeinsam können wir mehr erreichen. 
Unsere vielfältigen Aktivitäten machen 
dazu auch Spaß. Schließ dich jetzt an!

Mitglied werden
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#158 »Clankriminalität«: eine rassisti-
sche Erfindung, die Menschen ausgrenzt

https://podcast.dissenspodcast.de/158-rassismus

- Audio, 46 Minuten

Interview mit Mohammed Chahrour über 
das rassistische Konstrukt der »Clan-
kriminalität«. Chahrour engagiert sich für 
die Initiative »Kein Generalverdacht« aus 
Neukölln. Das Bündnis setzt sich ein ge-
gen rassistische Diskriminierung durch das 
Konstrukt der »Clankriminalität« und Sigmati-
sierung durch Großrazzien in Shishabars und 
anderen migrantisch geprägten Geschäften. 

Die Debatte um kriminelle 
»Clans« ist wieder aufgeflammt, 
seit sich die neue Stadträtin für 
Ordnung Sarah Nagel (DIE LIN-
KE) entschieden gegen die  
»Shishabar-Razzien« ausgespro-
chen hat. Der Vorwurf lautet,  
damit würde der Kampf gegen die 
organisierte Kriminalität unter-
graben. Drei Argumente, warum 
das nicht stimmt:

	❚ 1. Die Razzien kriminalisieren und 
stigmatisieren
Bei Verbundeinsätzen, die oft auch 

»Clan-Razzien« genannt werden, handelt es 
sich eigentlich um Ge-
werbekontrollen. Ver-
schiedene Ämter, in der 
Regel Ordnungsamt, Fi-
nanzamt und Zoll, tun 
sich dafür zusammen 
und werden von schwer 
bewaffneten Polizist:in-
nen begleitet. Dadurch 
entsteht der Eindruck, es 
ginge um organisierte Kriminalität. Die Poli-
zei verfügt aber nicht einmal über einen rich-
terlichen Durchsuchungsbeschluss. Meist 
werden nur Bagatelldelikte beanstandet. Weil 
die Kontrollen sich auf migrantisches Ge-
werbe beschränken, wirken sie rassistisch 
und stigmatisierend. Vor allem Shishabars, 
Barber Shops und Spätis sind betroffen.

Der Eindruck entsteht, 
es ginge um organi-
sierte Kriminalität. 
Dabei werden meist 
nur Bagatelldelikte 
beanstandet.

	❚ 2. Die Razzien führen zu Verdrängung
Diese Verbundeinsätze wirken sehr ge-

schäftsschädigend. Die betroffenen Gewer-
betreibenden berichten von starken Um-
satzeinbrüchen. Für die Gäste sind solche 
Razzien beängstigend. Außerdem glauben 
viele, dass die betroffnenen Betreiber:innen 

tatsächlich in kriminelle 
Geschäfte verwickelt wä-
ren. Im Ergebnis schlie-
ßen viele migrantischen 
Geschäfte und machen 
Platz für teurere Läden, 
die möglicherweise mehr 
Miete und mehr Steuern 
zahlen können.

	❚ 3. Die »Clan-Debatte« ist gefährlich
Medien und Politik zeichnen ein Bild von 

Neukölln, wie man es aus mittelmäßigen Ma-
fiafilmen kennt. Der ganze Bezirk gilt als 
quasi rechtsfreier Raum, beherrscht von ge-
fährlichen »Clans«. Das ruft auch Nazis auf 
den Plan, die in dieser Darstellung ihr per-
fektes Feindbild finden. Wiederholt wurden 

»Clan-Razzien«

Zwischen Rassismus 
und Gentrifizierung

nach der Berichterstattung über Razzien die 
betroffenen Läden von Nazis angegriffen und 
beschmiert. Am 19. Februar 2019 ermordete 
in Hanau ein rassistischer Attentäter neun 
Menschen. Zwei der vier Tatorte waren Shi-
shabars.

	 Melly Amira

»Die Verbundeinsätze sind un-
verhältnismäßig und treffen 

vor allen Dingen migrantische Ge-
werbe wie Shishabars, Spätis oder 
Cafés. Das hat eine stigmatisieren-
de Wirkung. Die Einsätze kosten 
die Steuerzahler:innen Unsummen 
und sind nicht effektiv bei der Be-
kämpfung von Kriminalität. Es ist 
nicht in Ordnung, dass die Polizei 
das Ordnungsamt als Türöffner ins-
trumentalisiert. Als Stadträtin für 
Ordnung setze ich mich für Gleich-
behandlung und einen respektvollen 
Umgang mit allen Neuköllner Ge-
werbetreibenden ein.

Sarah Nagel
DIE LINKE, Stadträtin für Ordnung 
im Bezirksamt Neukölln

Hörtipp

Bild: hazler_06 / flickr.com
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Mitglieder der LINKEN haben in den vergangenen Monaten Gewerbe-
treibende besucht, die selbst von Razzien in Neuköllner Läden und  
Lokalen betroffen waren. Einige waren einverstanden, dass ihre  
Geschichten in neukölln�sch veröffentlicht werden.

Rashid  ist Inhaber einer Shisha-
bar  in Neukölln. Dort 

hat er schon zig Razzien erlebt. Ordnungs-
amt und Zoll kontrollieren in Begleitung von 
Großaufgeboten der Polizei Pfandflaschen, 
Tabak oder die Einhaltung des Jugendschut-
zes. Dabei gingen die Behörden mitunter ra-
biat vor, auch gegen die Gäste. Einmal sei die 
Polizei mit einem Rammbock aufgetaucht. 
Ein anderes Mal habe sie die Ladendecke be-
schädigt. Niemand sei für Reparaturkosten 
aufgekommen. Seit vier Monaten betreibt 
Rashid auch einen Burgerladen, der bereits 
drei Mal kontrolliert wurde. Zuletzt wurde er 
sogar zeitweise geschlossen unter dem Vor-
wand, dass ein Mitarbeiter nicht geboostert 
gewesen sei. Nie gab es bei den Razzien 
ernsthafte Beanstandungen. Trotzdem gehen 
sie immer weiter. Wie viele andere Neuköll-
ner Gewerbetreibende versteht Rashid nicht, 
warum Polizei und Behörden so unverhält-
nismäßig vorgehen. Manchmal kämen Be-
amt:innen sogar mit gezogener Waffe in die 
Läden. Er sorgt sich, dass seine Nachbar:in-
nen ihn für kriminell halten.

Ahmet  betreibt seine Baklava-Bä-
ckerei in der Schönewei-

der Straße jetzt schon seit acht Jahren. Vor 
kurzem kamen zahlreiche Polizei-Beamt:in-
nen und durchsuchten den Laden. Sie waren 
im Rahmen eines Schwerpunkteinsatzes zur 
Bekämpfung organisierter Kriminalität un-
terwegs. Sein Laden wurde geschlossen, weil 
Ahmet keinen deutschen Meisterbrief vor-
zeigen konnte. Ansonsten brachte die Razzia 
keine Ergebnisse. Inzwsichen ist sein Laden 
wieder geöffnet. Dafür muss er viel Geld an 
einen Meister zahlen. Während der Schlie-
ßung gingen Ahmet Einnahmen verloren. 
Der Fall wirft Fragen auf: Was hat Baklava 
mit dem traditionellen deutschen Bäckerei-
handwerk zu tun? Und warum brauchte es 
ein Polizei-Großaufgebot, um diesem Prob-
lem nachzugehen?

Issa führt einen Späti am Karl-Marx-
Platz. Kurz vor den Wahlen im 

September drängten plötzlich über 30 Poli-
zeibeamte in seine etwa 20 Quadratmeter 
Ladenfläche. Eine merkwürdige Situation. 
Das Ordnungsamt kontrollierte seine Bücher. 
Bürgermeister Hikel (SPD) stand vor dem 
Spätkauf im Blaulichtgewitter und gab der 
Sensationspresse Interviews. Mit Issa sprach 
er nicht. Gefunden wurde nichts. Ein Grund 
für die Razzia wurde ihm bis heute nicht 
mitgeteilt. Issa unterstützte bei den Wahlen 
zur BVV die Liste »Wir sind Berlin« (WSB), 
die sich für mehr Demokratie in den Bezir-
ken einsetzt. Außerdem setzt er sich für Frie-
den und Gerechtigkeit in Palästina ein. Sei-
nem Sohn wird die deutsche 
Staatsbürgerschaft bis heute verweigert, ob-
wohl er in Berlin geboren wurde.

Zu Besuch bei den Betroffenen

Niemand muss allein zum Amt. 
Das Sozialgesetzbuch (SGB X) sieht in § 13 Abs. 4  
ausdrücklich die Möglichkeit vor, sich bei einem  
Behördengang von einem Beistand begleiten zu lassen. 
Das gilt auch für das Jobcenter.

Du hast einen Termin beim Jobcenter Neukölln und willst 
nicht alleine da hin? Dann ruf einfach an oder schreibe 
uns eine Email. Wir begleiten Dich gern!

(030) 6 13 59 19
info@die-linke-neukoelln.de

7

mailto:info%40die-linke-neukoelln.de%20?subject=Begleitung%20f%C3%BCr%20Jobcenter


Nach einem der längsten Klinik-
streiks in der Geschichte setzte 
die Berliner Krankenhausbewe-
gung Ende 2021 ihre tariflichen 
Forderungen durch. Dank diesem 
Erfolg werden die Gesundheits-
versorgung in der Hauptstadt und 
die Arbeitsbedingungen Tausen-
der Beschäftigter verbessert. Ihr 
Arbeitskampf macht nun Schule.

II
nsgesamt 43 Tage streikten Beschäf-
tigte von Charité und Vivantes sowie 
der Vivantes-Töchterunternehmen im 
Herbst letzten Jahres. Ihre Forderungen: 
Eine wirksame, tariflich festgelegte 

Entlastung der Beschäftigten sowie gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit bei den ausgeglie-
derten Tochterunternehmen. Am 7. Okto-
ber verständigten sich zuerst die Leitung 
der Charité und die Gewerkschaft ver.di auf 
Eckpunkte für einen Tarifvertrag Entlastung 
(TVE). Die Geschäftsführung von Vivantes 
war zwar noch im September per einstweili-
ger Verfügung gegen den Streik vorgegangen. 
Nachdem jedoch ihre Branchenkonkurrentin 
eingeknickt war, musste auch Vivantes nach-
ziehen und den TVE unterschreiben. Am 28. 
Oktober endete schließlich auch die Ausein-
andersetzung bei den Vivantes-Töchtern: Die 
Löhne der Beschäftigten in den ausgeglieder-
ten Subunternehmen werden sich über vier 
Jahre hinweg schrittweise dem Tarifvertrag 
für den Öffentlichen Dienst (TVöD) annä-
hern, wenn auch nur bis auf 96 Prozent.

Im Tarifvertrag Entlastung der Chari-
té ist die Einstellung von mehr als 700 zu-
sätzlichen Pflegekräften in den nächsten 
drei Jahren vorgesehen. Werden die Vorga-
ben nicht eingehalten, können Pfleger:innen 
»Belastungspunkte« sammeln und diese ge-
gen Freizeit eintauschen. Der TVE bei Vivan-
tes bleibt dahinter etwas zurück: Für ihren 
Freizeitausgleich müssen die Beschäftigten 
im Vergleich mehr Punkte sammeln. Außer-
dem können sie diese auch gegen Geld ein-
tauschen. Das könnte sie bei anhaltendem 
Personalnotstand unter Druck setzen, sich 
gegen die Erholung zu entscheiden. Außer-
dem hat die Vivantes-Konzernleitung keine 
Neueinstellungen, sondern Leistungsabbau 
angekündigt, um das Personal zu entlasten. 
Trotzdem stellt der TVE eine riesige Verbes-
serung für Tausende Beschäftigte dar. 

Die Streikbewegung wurde seit dem 
Frühling 2020 umfassend vorbereitet. Von 
Beginn an wurden die breite Öffentlich-

Der Sieg der Streikenden 
setzt ein wegweisendes  
Beispiel für weitere 
Kämpfe um ein Gesund-
heitssystem, das nach 
Bedarf statt nach  
Profiten ausgerichtet ist.

Aus Betrieb und Gewerkschaft

Historischer Sieg für das 
Krankenhauspersonal

Lieferdienst Gorillas 
kämpft weiter gegen 
Arbeitnehmerrechte
Das Unternehmen versuchte  
im Herbst mit allen Mitteln, 
die Bildung eines Betriebsrats 
zu verhindern. Das Arbeitsge-
richt entschied für die Fahr-
radkurier:innen. Doch das  
Management gibt nicht auf.

EE
rst 2020 gegründet, wurde das 
Startup Gorillas in kürzester 
Zeit zum Paradebeispiel für ar-
beitnehmerfeindliche Unter-
nehmensführung. Die Kündi-

gung des Mitarbeiters Santiago brachte 
im Sommer 2021 das Fass zum Über-
laufen. Hunderte Kolleg:innen beteilig-
ten sich an spontanen Streiks, viele von 
ihnen wurden direkt entlassen. Doch es 
brodelt weiter. 

Um die Gründung eines Betriebsrats 
zu verhindern, hatte das Management die 
Firma trickreich in einzelne GmbHs auf-
gespalten. Das half nichts. Das Arbeits-
gericht urteilte, dass die Wahl stattfinden 
durfte. Nun will das Unternehmen erneut 
vor Gericht ziehen. 

Gorillas’ nicht endender Angriff auf 
seine Beschäftigten zeigt auch, wie erbit-
tert die Konkurrenz in der Plattformwirt-
schaft ist: Immer mehr Anbieter für Lie-
ferdienste drängen auf den Markt, der 
Wettbewerbsdruck wird durch hohe 
Miet- und Lagerkosten noch erhöht. Ge-
spart wird deshalb bei Löhnen, Ausstat-
tung und Sicherheit der Rider*innen. Go-
rillas-CEO Kagan Sümer zeigt sich 
zudem jeder Organisation von Beschäf-
tigten feindlich gesinnt. Mit weiteren 
Auseinandersetzungen bleibt also zu 
rechnen.         Julian Koller
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Bild: twitter / gorillas workers collective

	ʞ Fahrradkuriere (»Riders«) strei-
ken gegen die Arbeitsbedingungen 
beim Lieferdienst Gorillas.

8



Aus Betrieb und Gewerkschaft

Historischer Sieg für das 
Krankenhauspersonal

neukölln�schneukölln�sch

Über eine Million Berliner:innen  
haben am 26. September 2021 
für die Enteignung großer  
Immobilienkonzerne gestimmt. 
Doch der neue Senat unter Fran-
ziska Giffey (SPD) drückt auf die 
Bremse. Wie geht es jetzt weiter?

SS
atte 59,1 Prozent der Wahlbe-
rechtigten stimmten am 26. 
September für das Volksbe-
gehren »Deutsche Wohnen und 
Co enteignen!« und damit für 

die Vergesellschaftung von hunderttau-
senden Wohnungen in Berlin. Würde die-
ser Entscheid ernst 
genommen, müss-
ten diese Wohnun-
gen umgehend dem 
Markt und der Profit-
logik entzogen wer-
den. Die Miete dürf-
te dann nur noch die 
laufenden Kosten de-
cken. Momentan be-
zahlt jede Mieter:in 
in einer Wohnung der 
Deutsche Wohnen AG 
im Monat durchschnittlich 195 Euro nur 
für die Dividenden der Aktionär:innen. 
Enteignung und drastische Senkung der 
Mieten wären wie ein Erdbeben auf dem 
gesamten Wohnungsmarkt. Auch andere 
Vermieter müssten in der Folge ihre Mie-
ten senken.

Doch auf die Freude über den erfolg-
reichen Volksentscheid folgte schnell Er-

nüchterung. SPD, Grüne und LINKE konn-
ten oder wollten sich nicht auf eine zügige 
Umsetzung einigen. Franziska Giffey setzte 
DIE LINKE erfolgreich unter Druck, indem 
sie ihre Präferenz für eine Ampelkoalition 
erklärte. Der Koalitionsvertrag von SPD, 
Grünen und LINKEN sieht eine einjähri-
ge Prüfung des Volksentscheids in einer 
Expertenkommission vor, in der auch die 
Immobillienlobby mit am Tisch sitzen soll. 
Der Wille von Millionen Berliner:innen 
landet also vorläufig in einem Verschiebe-
bahnhof mit offenem Ausgang. Dabei lie-
gen bereits genügend juristische Gutachten 
auf dem Tisch. Die Berliner:innen wussten, 

worüber sie abstimm-
ten. Sie wollten der 
Macht der Immobili-
enkonzerne und dem 
Mietenwahnsinn end-
lich etwas entgegen-
zusetzen. 

Die Initiative gibt 
noch lange nicht auf. 
Bei öffentlichen Auf-
tritten von Franziska 
Giffey tauchen immer 
wieder lila-gelbe Fah-

nen und Transparente auf und erinnern an 
den Willen der Wähler:innen. Und auch auf 
den Berliner Straßen werden 2022 die Far-
ben des Volksbegehrens noch häufig zu se-
hen sein. Der Kampf um die Enteignung 
von Deutsche Wohnen und Co. ist noch 
lange nicht vorbei!

Daniel Kipka-Anton  
und Antigoni Ntonti

Momentan bezahlt jede 
Mieter:in einer Wohnung 
der Deutsche Wohnen  
AG im Monat durch-
schnittlich 195 Euro  
nur für die Dividenden  
der Aktionär:innen.

Deutsche Wohnen und Co enteignen!

Volksentscheid gewonnen!
Wie geht es jetzt weiter?

keit und soziale Initiativen gezielt mit ein-
bezogen. So versammelten sich im Oktober 
beispielsweise Tausende Berliner:innen ge-
meinsam mit den Beschäftigten zu einer gro-
ßen Demonstration am Hermannplatz. Be-
merkenswert war dabei auch: Auf den vielen 
Kundgebungen traten Sprecher:innen aus 
fast jedem Klinikbereich auf. Insgesamt ge-
lang eine breite Beteiligung der Belegschaft 
im Streik. Durch ein System von gewählten 
Teamdelegierten wurde während der Ver-
handlungen kontinuierliche Kommunikati-
on zwischen der Tarifkommission und der 
Basis sichergestellt.

Manche kritische Stimmen vermiss-
ten ein Streikkommitee. Dort hätte man die 
Niederlegung des Streiks nach der ersten Ei-
nigung mit der Charité diskutieren können. 
Auch sind noch lange nicht alle Probleme be-
seitigt, wie die weiter bestehende Lohnlücke 
bei den Vivantes-Töchtern oder das Schlupf-
loch, auf Freizeitausgleich zu verzichten. Un-
bestreitbar aber setzt der Sieg der Streiken-
den ein wegweisendes Beispiel für weitere 
Kämpfe um ein Gesundheitssystem, das nach 
Bedarf statt Profiten ausgerichtet ist.

Die Berliner Krankenhausbewegung hat 
die Fackel bereits an die Kolleg:innen von 
»Notruf NRW - Gemeinsam stark für Entlas-
tung!« weitergegeben. Hunderte Beschäftigte 
der nordrhein-westfälischen Unikliniken ha-
ben Mitte Januar ein 100-tägiges Ultimatum 
für die Umsetzung eines Tarifvertrags Ent-
lastung an Arbeitgeber und die Landespolitik 
gestellt. Es ist etwas ins Rollen geraten, das 
sich hoffentlich so schnell nicht mehr aufhal-
ten lässt. 	 Julian Koller
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	ʬ Der Streik entfaltete großen Druck, 
weil Beschäftigte der landeseigenen 
Krankenhauskonzerne Charité und Vi-
vantes sowie der ausgegliederten Toch-
terunternehmen gemeinsam kämpften.  
Bild: Berliner Krankenhausbewegung

Bild: Montecruz Foto
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neukölln�sch sprach mit dem Neu-
köllner Abgeordneten der linken 
Ferat Kocak über die Ergebnis-
se des Weltklimagipfels und linke 
Klimapolitik.

Ferat Ali Kocak (42) ist  
klimapolitischer Sprecher  
der Linksfraktion im Berliner 
Abgeordnetenhaus und sitzt 
im Umweltausschuss.

	❚ Was ist Wichtiger, Jobsicherheit oder 
Klima?
Das eine geht nicht ohne das andere. Es 

muss möglich sein, dass Kohlekonzerne wie 
RWE ihre Mitarbeiter:innen entweder in 
klimafreundlichen Bereichen einsetzen oder 
entsprechend entschädigen. Das Geld ist da, 
die Konzerne wurden jahrzehntelang sub-
ventioniert.

	❚ Greenpeace-Chefin Jennifer Morgan 
nannte die Klimaprognose erschre-
ckend. Man sehe auf dem Klimagipfel 
COP26 in Glasgow »Subversion, Sa-
botage und Selbstsucht« der Mächti-
gen. Wie siehst du das?
Besser als Greta Thunberg kann man es 

leider nicht ausdrücken: Business as usu-
al und Blabla. Alleine die Tatsache, dass das 
reichste Prozent der Weltbevölkerung bis 
2030 für 16 Prozent aller Emissionen ver-
antwortlich sein wird, zeigt, dass die wah-
ren Verursacher geschont werden. Kurzge-
sagt: wer dieses System nicht grundsätzlich 
ändern will, kann das Klima nicht retten.

	❚ Was würde die Linke besser machen?
Programmatisch sind wir die radikals-

te Klimapartei in Deutschland und vor al-
lem schauen wir darauf, dass die Maßnah-
men nicht auf dem Rücken der Normal- und 

schlechtverdienenden Menschen landen. 
Wie gesagt, wer das Klima wirklich retten 
will, muss sich mit den Großen anlegen!

	❚ Was hältst du von Ankündigungen 
aus dem Finanzsektor, die eigenen 
Anlagen bis 2050 auf Klimaneutrali-
tät auszurichten? Rettet uns der Kapi-
talismus?
Abgesehen davon, dass 2050 viel zu spät 

ist, glaube ich den Banken und Konzernen 
kein Wort. Der Ölriese Shell wusste zum Bei-
spiel seit 1970, dass der menschengemach-
te Klimawandel starke Auswirkungen hat-
te und hielt es geheim. So lange der Profit 
stimmt, ist Konzernen die Umwelt und die 
Gesundheit der Menschen egal. Also nein, 
der Kapitalismus wird uns nicht retten, das 
können wir nur selber tun.

	❚ Was hältst du davon, dass alle Ziele 
nur freiwillig sind?

Das sagt leider viel über diese Gipfel aus. 
Ich denke es ist trotzdem wichtig, dass wir 
Druck für klimafreundlichere Gesetze ma-
chen. Aber ich denke auch, dass Fridays for 
Future und viele andere Klimabewegte schon 
lange wissen, dass nur konstanter außerpar-
lamentarischer Druck und letztlich nur ein 
Systemwandel den Klimawandel stoppen 
kann.

	❚ Danke dir!

Die Fragen stellte Philipp

»Letztlich kann nur 
ein Systemwandel 
den Klimawandel 
stoppen.«

Interview

»Wer das Klima retten will, muss 
sich mit den Großen anlegen!«

10

Die Staaten der Welt sind phä-
nomenal gescheitert, ein  
starkes Signal vom Weltklima- 
gipfel zu senden. Sie konnten 
sich nicht auf konkrete Zu-
sagen zum Kampf gegen die 
Erderwärmung einigen. Das 
1,5-Grad-Ziel rückt in uner-
reichbare Ferne. 

EE
rwartet noch jemand von »kon-
servativen« Politiker:innen, 
dass sie unserenPlaneten »kon-
servieren«? Spätestens beim 
UN-Weltklimagipfel »COP26«, 

bei dem sich im November 2021 in Glas-
gow die Staatsführer:innen der Welt ge-
troffen haben, wurde man eines besse-
ren belehrt. Ihre Enkel konnten sie mit 
Fridays for Future nicht unter Druck set-
zen: 10 der 12 Regierungschefs auf dem 
G20-Abschlussfoto sind kinderlos. 

Statt Sorge ums Klima dominierten 
Eitelkeiten: Der türkische Regierungs-
chef Erdogan reiste »aus Sicherheits-
gründen« gar nicht erst an. Gastgeber 
Boris Johnson verglich die Rettung der 
Welt mit einem Agentenfilm: »Wir füh-
len uns vielleicht nicht wie James Bond 
und sehen vielleicht auch nicht so aus«, 
erklärte Johnson die Ernsthaftigkeit der 
Bedrohung. Er selbst hatte sein Land aus 
der EU geführt, um sich nicht an Klima-
ziele halten zu müssen. 

Außer Gambia hat kein einziges 
Land einen Plan, um innerhalb der Ver-
einbarungen des Pariser Abkommens zu 
bleiben. Auch die deutsche Ampel-Re-
gierung weigert sich, die Reichen zu be-
steuern, um einen ökologischen Umbau 
der Gesellschaft zu finanzieren.

Philipp

Bild: Glenn Beltz / flickr.com

Totalversagen in 
Glasgow
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neukölln�schneukölln�sch

Eine Zerschlagung der Berliner 
S-Bahn ist ganz im Sinne des von 
der EU verordneten »Wettbe-
werbs auf der Schiene«. Obwohl 
sich die schlechten Erfahrungen 
im Regionalverkehr häufen, lieb-
äugelt die neue Ampel-Regierung 
sogar mit Privatisierungen im 
Fernverkehr.

SS
eit Mai 2020 läuft die Ausschrei-
bung zweier Teilnetze der Ber-
liner S-Bahn. Der Senat sucht 
Firmen für Stadtbahn und Nord-
Süd-Bahn. Außerdem sollen 1.300 

neue Waggons beschafft und gewartet wer-
den. Das Verfahren ist verspätet und es 
gibt bereits Klagen vor 
der Berliner Vergabe-
kammer. Der Alstom-
Konzern will damit die 
Deutsche Bahn (DB) aus 
dem Rennen werfen, die 
bisher die Berliner S-
Bahn alleine betreibt. 
Auch die Lobby der Privatbahnen, ein Ver-
ein mit dem Namen »mofair«, beschuldigt 
das Konsortium aus DB, Siemens und Stad-
ler, das sich gemeinsam bewirbt, »unzulässi-
ger Wettbewerbsbeschränkung«. 

Technisch und wirtschaftlich ist es na-
türlich am sinnvollsten, die S-Bahn als ein 
einheitliches Netz zu betreiben. Das Ziel, 
Wettbewerb auf der Schiene zu etablieren, 
steht dem entgegen. Mehrere Betriebe ne-
beneinander mit unterschiedlichen Sys-
temen verursachen unnötige zusätzliche 
Arbeit und stiften ein Durcheinander an Ver-
antwortlichkeiten. Die ehemalige Verkehrs-
senatorin Regine Günther (Grüne) wollte 
durch Zerschlagung und Privatisierung vor 
allem Kosten sparen. Gewerkschaften, Ver-
kehrsexpert:innen und Klimaschützer:innen 
wenden ein,  dass Zerschlagung und Privati-

Umwelt und Verkehr

Wettbewerb und Privatisierung
steuern den Bahnverkehr 
in die Katastrophe

teures Haushaltsloch. In Südwestdeutsch-
land kaufte ein landeseigenes Verkehrsun-
ternehmen die Abellio-Reste. In NRW wurde 
das insolvente Unternehmen aufgegeben und 
man veranlasste hastig Notvergaben, wofür 
das Land den Kommunen kurzfristig 380 
Millionen Euro zur Verfügung stellen muss-
te. In Sachsen-Anhalt und Thüringen wurden 
die Verträge neu verhandelt und die Preise 
für die öffentliche Hand erhöht. 

Kampf um die Bahn
Bisher hat der Wettbewerb auf der Schie-

ne vor allem Chaos für die Fahrgäste, Unsi-
cherheit für die Beschäftigten und unerwar-
tete Kosten für Länder und Kommunen 
verursacht. Trotzdem gibt es Signale aus der 
neuen Bundesregierung, dass in Zukunft 
auch im Fernverkehr mehr Wettbewerb herr-
schen soll. Die Deutsche Bahn soll dazu in 
Infrastruktur- und Verkehrssparte aufge-
splittet werden. Notwendig wäre stattdessen 
ein umfassender Plan für Ausbau und Ent-
wicklung der Bahn in öffentlicher Hand. Wir 
brauchen gute und günstige S-Bahnen, Regi-
os und ICEs, wenn die Verkehrswende gelin-
gen soll. 

Jorinde Schulz

sierung notwendig auf dem Rücken von Be-
schäftigten, Fahrgästen und Klima ausgetra-
gen werden. Der neue rot-grün-rote Senat 
hat verabredet, die Ausschreibung zu Ende 
zu führen. Andererseits soll die S-Bahn ir-
gendwann in der Zukunft rekommunalisiert 
werden, also ins Eigentum Berlins zurück-
kehren. Beide Ansinnen widersprechen sich 
natürlich fundamental. 

Negativbeispiel Abellio
Das Unternehmen Abellio betrieb bis 

vor Kurzem ganze 52 Zugstrecken in Nord-
rhein-Westfalen, Baden-
Württemberg, Sachsen-
Anhalt und Thüringen. 
Stets konnte sich das 
Tochterunternehmen der 
niederländischen Staats-
bahn bei Ausschreibun-
gen mit billigen An-

geboten durchsetzen. Offenbar hatte sich 
Abellio aber verkalkuliert: Nach einer länge-
ren Phase finanzieller Probleme beantragte 
der Konzern im Sommer 2021 ein Schutz-
schirm-Verfahren. Bei dieser Form der Insol-
venz versucht das Management, das Unter-
nehmen in Verhandlung mit den Gläubigern 
zu sanieren. Die Beschäftigten werden von 
der Arbeitsagentur bezahlt und sehen in eine 
ungewisse Zukunft.

Die niederländische Staatsbahn verwei-
gerte der maroden Tochter die Unterstüt-
zung. Um den Betrieb des Regionalverkehrs 
aufrechzuerhalten, mussten die Bundeslän-
der Abellio finanziell unter die Arme greifen. 
So wurde aus der kostenhalbierenden »Wett-
bewerbsrendite«, von welcher Baden-Würt-
tembergs Verkehrsminister Winfried Her-
mann (Grüne) vorher geschwärmt hatte, ein 

Aus der erhofften 
»Wettbewerbs- 
rendite« wurde ein 
Haushaltsloch.

Der Dokumentarfilm richtet sich gegen 
die drohende Zerschlagung und Priva-
tisierung der Berliner S-Bahn und zeigt 
Wege aus der milliardenteuren Sackgas-

se. Mitarbeiter:innen, Akti-
vist:innen und ein Rechts-
anwalt kommen zu Wort.
(YouTube, 25 Minuten)

»Eine S-Bahn für alle!«

Filmtipp

Bild: Jonas Didwiszus / flickr.com
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Seit Wochen spitzt sich die Situa-
tion an der ukrainischen Grenze 
zu. Nachdem Putin im großen Stil 
Truppen zusammenzieht, liefern 
die NATO-Staaten Waffen und 
machen ihrerseits mobil. Dabei 
hat das westliche »Verteidigungs-
bündnis« großen Anteil an der 
Eskalation.

II
m November 1990 gaben die Staaten 
des Warschauer Paktes und die NATO 
eine gemeinsame Erklärung ab, in 
der sie die frühere Verpflichtung zum 
Nichtangriff bekräftigten. Die militä-

rischen Strukturen des Warschauer Paktes 
wurden im März 1991 offiziell aufgelöst. Die 
sowjetischen Truppen zogen 1994 vom ehe-
maligen Staatsgebiet der DDR ab. 

Ob es im Rahmen des Zwei-Plus-Vier-
Vertrages mündliche Zusagen über einen 
Verzicht auf eine Expansion der NATO nach 
Osten gegeben hat, ist nicht belegt. Verein-
bart wurde lediglich, dass keine NATO-Trup-
pen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR 
stationiert werden sollten. Bis heute gibt es 
keine militärischen Basen oder Stützpunkte 
der NATO in Ostdeutschland. 

Trotz aller Bekundungen für ein friedli-
ches Miteinander nach dem Ende des Kalten 
Krieges expandierte die NATO in den letzten 
30 Jahren ungehemmt nach Osten. Stimmen 
gegen die NATO-Osterweiterung wurden 

schon 1997 unter US-Präsident Bill Clinton 
laut. 40 Senator:innen, Regierungsmitglie-
der, Botschafter:innen- und Militärexperten 
äußerten Kritik und forderten die Ausset-
zung. Sie bezeichneten die Beitrittsangebote 
an zahlreiche osteuropäische Staaten als »po-
litischen Irrtum von historischen Ausma-
ßen«. Ein zentrales Argument: In Russland 
würde die NATO-Osterweiterung, die dort 
von allen politischen Kräften abgelehnt wur-
de, die undemokratische Opposition stärken 
und die Reformkräfte schwächen. Russland 
würde dazu getrieben, die Vereinbarungen 
nach dem Ende des Kalten Krieges und die 
Abrüstungsverträge infrage zu stellen.

25 Jahre später zeigt sich, dass die Kriti-
ker:innen Recht behalten sollten: Wladimir 
Putin will sich damit profilieren, der in Russ-
land unbeliebten Ausbreitung der NATO im 
ehemaligen Einflussgebiet der Sowjetunion 
einen Riegel vorzuschieben. Aktuell lässt er 
große Truppenkontingente an der Grenze 
zur Ukraine aufmarschieren. Die NATO ih-

rerseits will ihren neuen Mitgliedsstaaten 
und ihren Beitrittskandidaten in Osteuropa 
beweisen, dass sie fest entschlossen ist, nicht 
zurückzuweichen und Russland im Zaum zu 
halten. Deswegen verlegen auch die Bünd-
nisstaaten zusätzliche Truppen und über-
schwemmen die Region mit Waffenlieferun-
gen. Diese Dynamik hat Europa an den Rand 
eines Krieges getrieben, den eigentlich nie-
mand wirklich wollen kann.

Die Ukraine ist zum Spielfeld eines Stell-
vertreterkrieges geworden. Dabei geht es 
weder der NATO noch der russischen Re-
gierung um Einheit, Unabhängigkeit, Demo-
kratie und Wohlstand für die Ukraine. Beide 
Seiten möchten den jeweils anderen aus dem 
flächengrößten Land Europas möglichst hi-
nausdrängen und ihren Einflussbereich aus-
weiten.

Es wäre daher falsch, sich an die Seite 
Putins zu stellen. Aber die Klagen westlicher 
Politiker:innen über russische Kriegsverbre-
chen sind verlogen. Es ist die NATO, die Af-
ghanistan, Irak und Libyen ins Verderben ge-
führt hat und die grausame Diktatoren in 
Ägypten oder Saudi-Arabien unterstützt. 
Das Bündnis verfügt über ein Vielfaches der 
militärischen Stärke Russlands und provo-
ziert regelmäßig mit großen Manövern vor 
den russischen Grenzen. Den Krieg zu ver-
hindern, bedeutet in Deutschland, sich kom-
promisslos gegen die NATO und ihren Ex-
pansionsdrang nach Osten zu stellen. Frieden, 
Abrüstung und Enspannung wird es nur ge-
ben, wenn wir uns dieses Relikts aus dem 
Kalten Krieg entledigen.

Georg Frankl

Um einen drohenden Krieg 
zu verhindern, ist es wichtig, 
dass wir uns in Deutschland 
kompromisslos gegen die 
NATO und ihren Expansions-
drang nach Osten stellen. 

Krieg und Frieden

Die NATO ist Teil des 
Problems und nicht der Lösung
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Das will DIE LINKE
	› Wir wollen die NATO durch ein kollek-
tives Sicherheitssystem unter Beteili-
gung Russlands ersetzen, das Abrüs-
tung als ein zentrales Ziel hat.

	› Wir wollen alle Rüstungsexporte aus 
Deutschland verbieten, zuvorderst 
Waffenfabriken und Kleinwaffen.

	› Abrüsten und in Frieden investieren! 
Keine Erhöhung des Militäretats. 

	› Umwandlung der Rüstungsindustrie 
in zivile Produktion mit guter Arbeit 
für die Beschäftigten. Keine Steuer-
gelder für Rüstungsbetriebe.
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gen. Wer täglich mit Bus oder Bahn fährt, 
fragt sich allerdings, was noch gelockert 
werden soll. Während des ersten Lock-
downs konnte man auf der Karl-Marx-
Straße Federball spielen. Auf dem Höhe-
punkt der fünften Welle sind die Berliner 
Straßen so verstopft wie vor der Pande-
mie. Kitas und Schulen sollen unbedingt 
offen bleiben, damit die Eltern arbeiten 
können. Unter den Folgen und Gefahren 
dieser Politik leiden immer dieselben: 
Familien, Alte, Behinderte, prekär Be-
schäftigte, Erwerbslose, Einsame. 

»Wir wollen ein Long Covid für die 
deutsche Wirtschaft verhindern«, er-
klärte der SPD-Politiker Dennis Rohde. 
Zynischer kann man sich nicht ausdrü-
cken.

Georg Frankl

neukölln�schneukölln�sch

Die Corona-Politik ist eine einzi-
ge Katastrophe. Die Verantwort-
lichen in Regierungen und Behör-
den haben den Gesundheitsschutz 
der Bevölkerung längst aufgege-
ben. Ihre Maßnahmen beschrän-
ken sich nur noch darauf, dass die 
Krankenhäuser möglichst nicht 
zusammenbrechen, während die 
Wirtschaft wieder auf Hochtou-
ren laufen soll. 

DD
er Leiter des Neuköllner Gesund-
heitsamtes widersprach im Ge-
sundheitsausschuss energisch, 
als er gefragt wurde, ob Politik 
und Behörden nicht längst zu ei-

ner Durchseuchungsstrategie übergegangen 
seien. Die Inzidenz im Bezirk hatte die Tau-
sender Marke weit überschritten. Das Test-
system, Herzstück im Kampf gegen die Pan-
demie, war bereits zusammengeborchen.  
Kontaktnachverfolgung war weitgehend ein-
gestellt. Offiziell wurde immer noch das Ziel 
niedriger Inzidenzen verfolgt.

Offensichtlich hatte die Politik aber das 
Ziel längst aufgegeben, die Bevölkerung best-
möglich vor Corona-Infektionen und den 
Folgen zu schützen. Omikron wird als unge-
fährlich und unaufhaltsam dargestellt. Tat-
sächlich ist Omikron genauso ansteckend 
wie die Delta-Variante, kann aber den Impf-
schutz besser umgehen. Für die Mehrheit 

Unter den Folgen und Ge-
fahren der Corona-Politik 
leiden immer dieselben: 
Familien, Alte, Behinderte, 
prekär Beschäftigte,  
Erwerbslose, Einsame. 

Corona

Wirtschaft first, 
Menschen second Bi
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Im Januar 2022 bildeten sich vor 
dem PCR-Testzentrum in der 
Leinestraße lange Schlangen. 
Oli Klar berichtet in neukölln�sch 
von seinen Erfahrungen.

II
ch teste mich regelmäßig selber auf 
Corona. Mitte Januar war ich posi-
tiv. Da ich auch leichte Symptome 
hatte, ging ich zum landeseigenen 
PCR-Testzentrum in der Leinestraße. 

Nachdem ich nun eine Stunde angestanden 
hatte, hat die Einrichtung um 17 Uhr ein-
fach geschlossen. Der Rest der Schlange 
musste nach Hause gehen. Ich respektie-
re Schließzeiten, um Arbeitszeiten einzu-
halten und aus organisatorischen Grün-
den. Aber ich kann nicht nachvollziehen, 
warum die Schlange nicht rechtzeitig ge-

schlossen wurde, damit niemand sinnlos 
anstehen muss.  

Am nächsten Morgen bin ich wieder 
hin. Die Schlange war doppelt so lang wie 
am Vortag. Ich musste mit ansehen, wie 
zwanzig Meter vor mir eine junge Frau 
zusammenbrach und in den Schlamm fiel. 
Sie musste vom Krankenwagen abgeholt 
werden. Nach anderthalb Stunden hat-
te ich erst die Hälfte der Schlange hinter 
mich gebracht. Ich bin dann nach Hause 
gegangen. Ich war zum Glück nicht auf die 
Bestätigung per PCR-Test angewiesen. Ich 
konnte mich selbst isolieren und im Home-
Office arbeiten. 

Ich fand das alles krass und war sehr 
wütend. Aber diese Wut treibt mich auch 
an. Smash the System!

mag eine Infektion glimpflich verlaufen. Aber 
nach wie vor besteht die Gefahr von Long Co-
vid. Und nach wie vor sterben täglich viele Men-
schen an Covid 19. Die Gleichgültigkeit darüber 
ist erschreckend.

Schon bevor Omikron richtig Fahrt aufnahm, 
kamen aus der Wirtschaft Rufe nach Lockerun-

»Vor mir in der Schlange 
brach eine junge Frau 
zusammen«

�
Oli Klar steht vor 

dem Testzentrum an.  
Er ist Mitglied der 

LINKEN und aktiv in 
der Basisorganisation 

Hermannstraße.



Zum Ende des vergangenen Jah-
res wurde Franziska Giffey (SPD) 
mit den Stimmen von SPD, Grü-
nen und LINKEN zur regierenden 
Bürgermeisterin von Berlin ge-
wählt. Vorangegangen waren Ko-
alitionsverhandlungen, die nach 
außen reibungslos verliefen, der 
LINKEN und ihren Wähler:innen 
aber giftige Kröten bescherten.

FF
ast alle anwesenden Abgeordne-
ten von SPD, Grünen und LINKEN 
gaben am 21. Dezember im Berli-
ner Abgeordnetenhaus Dr. Franzis-
ka Giffey ihre Stimme. Die Protest-

aktion, die zeitgleich vor dem Preußischen 
Landtag stattfand, war da spannender: Akti-
vist:innen der Initiative »Deutsche Wohnen 
und Co enteignen!« forderten in umgedich-
teten Weihnachtsliedern die sofortige Um-
setzung des erfolgreichen Volksentscheids. 
Schließlich hatten im September 59,1 Prozent 
der Berliner:innen für die Enteignung großer 
Imm0bilienkonzerne gestimmt. 

Die Demonstrierenden hoben hervor, 
dass die Parteien der rot-grün-roten Koali-
tion mit zusammen 54,4 Prozent weniger 
Stimmen bekommen hatten als der Volks-
entscheid. Wer seine Stimme einer dieser 
drei Parteien in der Hoffnung gab, sie wür-
den dem Willen der Bevölkerung folgen, 

muss schwer enttäuscht worden sein. Denn 
der Volksentscheid soll zunächst nicht um-
gesetzt werden, sondern in einer »Experten-
kommission« geprüft werden - mit ungewis-
sem Ausgang. 

Für DIE LINKE und ihre Anhänger:innen 
ist das leider nicht die einzige herbe Enttäu-
schung. Beim Thema Mieten setzt die neue 
Koalition auf »Kooperation statt Konfronta-
tion« und auf »Bauen, bauen, bauen«.  Ins-
trumente, mit denen die 
Profitsucht von Inves-
tor:innen in die Schranken 
gewiesen würde, sucht 
man vergebens. Für Neu-
kölln besonders bitter: Die 
größenwahnsinnigen Plä-
ne des rechten österrei-
chischen Milliardärs Re-

né Benko für 
den Karstadt-
Neubau am Hermannplatz ha-
ben es in den Koalitionsvertrag 
geschafft. Das bedeutet, dass 
Mietsteigerungen und Verdrän-
gungen in »Kreuzkölln« noch 
verschärft werden. 

Auch die Privatisierung der 
Berliner S-Bahn ist nicht vom 
Tisch. Die Koalitionsparteien 
hoffen zwar, dass Berlin das Un-
ternehmen zurückkaufen kann. 
Aber die Gefahr besteht weiter, 
dass private Unternehmen in der 

weiter laufenden Ausschreibung das Rennen 
machen und die S-Bahn unter sich aufteilen. 
Das wäre ein Rückschlag für die sozial-öko-
logische Verkehrswende. Auch beim Thema  
»Innere Sicherheit« ist die Handschrift der 
SPD-Rechten zu erkennen: Polizei und Vi-

deoüberwachung sollen 
ausgebaut werden. Wer 
Kriminalität wirksam be-
kämpfen will, muss ge-
gen Armut vorgehen. 
Rot-Grün-Rot bekämpft 
stattdessen nur Sympto-
me. Insgesamt folgt die 
Koalition einem Leitbild 
steriler und lukrativer In-
nenstadtbezirke, die sich 

Normalsterbliche nicht mehr leisten können. 
So kennt man es schon aus New York, Lon-
don oder Paris. Soziale Probleme werden in 
die Randbezirke verschoben.

DIE LINKE Neukölln bleibt deshalb 
skeptisch gegenüber dieser Koalition. Positi-
ve Veränderungen werden nur durchgesetzt 
werden, wenn die Bevölkerung den Senat mit 
Aktionen und Streiks unter Druck setzt. Hier 
wird auch weiter der Schwerpunkt in der Ar-
beit des Bezirksverbandes liegen.   

 Daniel Kipka-Anton

Die Koalition folgt 
dem Leitbild steriler 
und lukrativer  
Innenstadtbezirke, 
wie man es aus New 
York, London oder 
Paris kennt.

Dr. Franziska Giffey (SPD) 
Eine Betrügerin als regierende Bürgermeisterin

Franziska Giffey (43) hat Verwaltungs- und Politik-
wissenschaftlen studiert. Nicht nur ihre Doktorarbeit, 
sondern bereits ihre Masterarbeit sei »ein Flicken-
teppich aus Plagiaten«, meint Anatol Stefanowitsch, 
Professor für Sprachwissenschaften an der Freien 
Universität Berlin. Wer als Azubi in der Gesellenprü-
fung so dreist betrügen würde, könnte niemals mit 
so viel Milde rechnen, wie Giffey.

	ʬ Laute und vielfältige Proteste be-
gleiteten die neue Koalition schon 
während der Verhandlungen.   
Bild: Deutsche Wohnen und Co enteignen!

Neuer Berliner Senat

SPD gibt Investor:innen
Vorzug vor der Bevölkerung
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neukölln�sch

Vor gut 10 Jahren wurden die Ta-
ten des »Nationalsozialistischen 
Untergrunds« (NSU) öffentlich. 
Damit begann die Aufarbeitung 
der rechten Anschlagsserie. Die 
Frage nach der Rolle der Staats-
organe wurde aufgeworfen. Auch 
ein Jahrzehnt später bleibt vieles 
unklar - darunter die Verbindun-
gen in die Hauptstadt.

Menschen mit Migrationsgeschichte und ei-
ne Polizistin gezielt zu ermorden, weitere 43 
Mordversuche gehen ebenfalls auf ihr Konto.

Viele Menschen beschäftigt die Frage, 
wie es sein kann, dass elf Jahre vergingen, bis 
das Trio aufflog. Die Ermittlungen und die 
Aufarbeitung sind bis heute skandalös und 
lassen vermuten, dass der Polizei und Verfas-
sungsschutz eine mindestens passive Rolle 
im NSU-Komplex spielten. Verschwundene 
Datenträger, geschredderte Akten und tote 
Zeug:innen waren keine Einzelfälle, sondern 
sind bis heute an der Tagesordnung, wenn es 
um die Aufklärung des rechten Terrors geht. 
In zahlreichen Bundesländern gab es Un-
tersuchungsausschüsse zum NSU, in Berlin 
nicht. Hier wäre es aber ebenso notwendig. 
Bekannt ist unter anderem, dass ein Beamter 
des Berliner Landeskriminalamtes (LKA) be-
reits 2002 Informationen zum Trio zurück-
gehalten hat und selber durch rechtsradikale 
Äußerungen aufgefallen ist. Außerdem gibt 
es Hinweise, dass Mundlos, Böhnhardt und 

Zehn Jahre Selbstenttarnung des NSU 

Was geschah in Berlin?

Zschäpe für Brandanschläge auf jüdische 
Einrichtungen in Berlin verantwortlich sein 
könnten.

Für Berlin und auch speziell für Neukölln, 
wo es seit vielen Jahren unaufgeklärten rech-
ten Terror gibt, muss endlich ernsthaft auf-
gearbeitet werden, welche Rolle der NSU hier 
spielte und welche Rolle die staatlichen Be-
hörden in diesem Komplex spielen.

Daniel Kipka-AntonAA
ls am 4. November 2011 im Eise-
nacher Stregda ein Wohnmobil in 
Flammen aufging und man zwei 
Leichen und mehrere Schusswaf-
fen in den dortigen Überresten 

fand, konnte die breite Öffentlichkeit sicher 
noch nicht ahnen, was sich in den vergange-
nen zehn Jahren abgespielt hatte. Die beiden 
Toten aus dem Wohnmobil, Uwe Mundlos 
und Uwe Böhnhardt, sowie Beate Zschäpe 
waren seit 1998 untergetauchte Nazis, die 
ab 2000 damit begannen insgesamt neun 

Am 19. Februar 2020 hat ein Ter-
rorist in Hanau neun Menschen  
ermordet und viele weitere 
schwer verletzt. Zwei Jahre später 
kämpfen Angehörige und Initia-
tiven für Aufklärung und gegen 
Rassismus.

II
m Dezember 2021 hat der Generalbun-
desanwalt die Ermittlungen zu mögli-
chen Helfer:innen und Mitwisser:innen 
des Terroristen eingestellt. Die »Initia-
tive 19. Februar Hanau« kritisiert, dass 

die Rolle des Vaters in der Tatnacht noch 
nicht ausermittelt sei. Der Mann teile das 
rassistische Weltbild seines Sohnes offensiv. 
Außerdem kritisiert die Initiative, dass das 

Versagen von Polizei und Behörden in und 
nach der Tatnacht nicht Teil der Ermittlun-
gen waren. Die Waffenerlaubnisse für den 
Täter, die Nichterreichbarkeit des polizei-
lichen Notrufs, der verschlossene Notaus-
gang am zweiten Tatort und die verspäte-
te Stürmung des Täterhauses inklusive der 
Fragen nach der Rolle rechtsextremistischer 
SEK-Polizisten in Hanau lägen in der Ver-
antwortung der hessischen Landesregierung 
und müssten aufgeklärt werden. Aktuell be-
schäftigt sich ein parlamentarischer Unter-
suchungsausschuss im Hessischen Landtag 
mit den Hintergründen des Anschlags. 

Dank dem unermüdlichen Einsatz von 
Angehörigen und ehrenamtlichen Akti-
vist:innen wurden skandalöse Vorgänge in 
Polizei und Behörden aufgedeckt. Ihr größter 
Erfolg: Während kaum jemand den Namen 
des Täters weiß, sind die Namen und Gesich-
ter der Opfer in der Öffentlichkeit bekannt. 
Der Kampf gegen den Hass, die Vorurteile 
und Klischees, die den Täter antrieben, ist 
Verpflichtung.  	 Georg Frankl

Zwei Jahre nach den Morden von Hanau

Gedenken 
heißt Kämpfen

Ein Berliner LKA-Beamter 
hat bereits 2002 
Informationen zum NSU-
Trio zurückgehalten.

	ʬ Die Opfer des feigen Anschlags von 
Hanau. #SayTheirNames - Sagt ihre 
Namen!     Bild: Initiative 19. Februar Hanau

Bild: Japanexperterna.se / flickr.com

Vili Viorel 
Päun 

Ferhat 
Unvar 

Kaloyan 
Velkov 

Sedat 
Gürbüz 

Gökhan 
Gültekin 

Hamza 

Kurtovic 

Fatih 

Sarac;oglu 

Mercedes 
Kierpacz 

Said Nesar 
Hashemi 

Ermordet aus rassistischen Motiven in Hanau am 

19. Februar 2020. 

Wir trauern # saytheirnames 

Vi.s.d.P.: Hanna May, Rosa-Luxemburg-Platz 15, 10178 Berlin 

15



Kostenfreie Rechtsberatung
Mittwochs 14-16 Uhr

	› Mietrecht: 
1. und 3. Mittwoch im Monat 

	› Jobcenter und Sozialrecht:  
2. und 4. Mittwoch im Monat

Terminvereinbarung: 0176/97896139 
doris.hammer@die-linke-neukoelln.de

Mach mit!
Komm zur LINKEN Neukölln!Basisorganisationen (BO)

der LINKEN in Neukölln

Basisdemokratisches Rückgrat und Zentrum 
unserer Aktivitäten. Interessierte sind jeder-
zeit willkommen! Melde dich einfach bei  
info@die-linke-neukoelln.de

	› BO Reuterkiez 
Treffen jeden 2. und 4. Montag im Monat 
von 18 bis 20 Uhr

	› BO Hermannstraße 
Treffen jeden 2., 4. und ggf. 5. Mittwoch 
im Monat um 19 Uhr

	› BO Sonne 
Treffen jeden 1. und 3. Mittwoch im  
Monat um 19 Uhr

	› BO Rixdorf 
Treffen jeden 1. und 3. Dienstag im Monat 
um 19 Uhr

	› BO Kranoldkiez 
Treffen jeden 2. Donnerstag um 19 Uhr

	› BO 44  
Nächstes Treffen: Mittwoch, 23. März.

	› BO Süd 
Treffen jeden 1., 3. und ggf. 5. Mittwoch 
im Monat um 18 Uhr

Linksjugend [’solid] Kreuzkölln
	› Treffen jeden Mittwoch um 18 Uhr

»Um ein gutes Leben für die Menschen in  
Neukölln zu erreichen, müssen wir uns orga-
nisieren und uns mit den Mächtigen anlegen. 
die linke Neukölln macht den Unterschied. 
Wir machen Druck mit den Menschen und für 
die Menschen in Neukölln. Auf der Straße, in 
Initiativen und im Parlament. Je mehr wir sind, 
desto mehr können wir erreichen.«
Aus dem »Programm für Neukölln« der LINKEN 2021

Fridays For Future 
 Weltweiter Klimastreik 
Freitag, 25. März 2022
10 Uhr, Invalidenpark

Kundgebung zum 
Internationalen Frauenkampftag
Dienstag, 8. März 2022
11 Uhr, Rosa-Luxemburg-Platz

� Abonniere jetzt unseren telegram-Kanal und  
erhalte Einladungen zu unseren Veranstaltungen.

DIE LINKE. Neukölln
dielinke.neukoelln

IBAN: DE16 1007 0848 0525 6078 01

Wipperstraße 6, 12055 Berlin
www.die-linke-neukoelln.de

(030) 6 13 59 19
neukoellnisch.net

mailto:doris.hammer@die-linke-neukoelln.de 
mailto:info%40die-linke-neukoelln.de%20?subject=
mailto:https://t.me/joinchat/YsKhn3qG8P5mMDQy?subject=
https://www.facebook.com/dielinkeneukoelln
https://www.instagram.com/dielinke.neukoelln
http://www.die-linke-neukoelln.de 

